Protokoll

uber die Sitzung des Ausschusses fiir Jugend, Soziales, Integration und Teilhabe am
Donnerstag, 06.01.2022, 18:00 Uhr, im Sitzungssaal des Verwaltungsgebdudes Nienburger
StralRe 31, 31535 Neustadt

Anwesend:

Vorsitzende/r
Frau Christina Schlicker

Stellv. Vorsitzende/r
Frau Marie Zoey Wolters

Mitglieder
Frau Gisela Briickner

Frau Jasmina Cortese

Frau Andrea Czernitzki
Herr Glinter Hahn

Frau Magdalena ltrich

Frau Silvia Luft

Herr Hubert Paschke

Herr Edward-Philipp Pieper
Frau Melanie Stoy

Frau Monika Strecker

Verwaltungsvorstand
Frau Annette Plein FBL 2
Herr Maic Schillack FBL 1, Erster Stadtrat

Beratende Mitglieder

Frau Vanessa Kretschmer

Herr Tim Kroger abTOP 3
Herr Kay Rudolf

Herr Ben Rybak

Herr Conner Steinhoff

Gaste

Herr Michael Homann Ortbirgermeister Eilvese
Frau Irene Siedow Behindertenbeauftragte
Verwaltungsangehérige/r

Frau Luzie Flegel FD 52, Protokoll

Frau Inga Heidemann FDL 52

Zuhoérer/innen

Zuhdrer/innen 2 Personen
Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr

Sitzungsende: 19:20 Uhr
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Tagesordnung

Feststellung der ordnungsgemalfen Ladung, der Beschluss-
fahigkeit und der Tagesordnung

Berichte und Bekanntgaben

Einwohnerfragestunde gemall § 62 Absatz 1 des Nieder-
sachsischen Kommunalverfassungsgesetzes

Anfragen

Beteiligung der Ortsrate; Stellungnahmen der Verwaltung zu
den Vorschlagen der Ortsrate flr den Haushalt 2022

2. Bericht Uber die Entwicklung der Haushaltsdaten 2021
(Sachstand: Oktober 2021)

2. Anderungssatzung der Satzung fiir den Integrationsbeirat
der Stadt Neustadt am Ribenberge

2021/2171

2021/277

2021/297
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Feststellung der ordnungsgeméfen Ladung, der Beschlussfahig-
keit und der Tagesordnung

Die Ausschussvorsitzende Frau Schlicker eroffnet die Sitzung des Jugend, Sozial, Integrati-
on und Teilhabe Ausschusses um 18:00 Uhr und begruf3t die Anwesenden und Zugeschalte-
ten. Frau Schlicker stellt die ordnungsgemafe Ladung und Beschlussfahigkeit fest.

Sie merkt an, dass Wortbeitrage tber Handzeichen und Abstimmungen eventuell tber den
Chat von GoToMeeting erfolgen.

Es gibt keine Einwande.

Berichte und Bekanntgaben

a) Frau Baroke merkt an, dass das Interview mit dem Blrgermeister, welches am

b)

04.01.2022 in der HAZ erschien und u.a. die Digitalisierung der Stadtverwaltung the-
matisiert, Fehlinformation enthalte. Die Digitalisierung im FD 50 ist nicht, wie ange-
ben, abgeschlossen. Es bedarf Abstimmungen sowohl innerhalb der Stadtverwaltung
Neustadt, als auch mit der Region Hannover.

Frau Heidemann gibt bekannt, dass sich der Seniorenbeirat am 16.12.2021 konstitu-
ierte und Herr Heinz-Gulnter Sala Vorsitzender des Beirates ist.

Frau ltrich stellt die in Namen der SPD folgende Antrage:

,Die SPD beantragt, den Behindertenbeauftragten zu ermdglichen, im Ausschuss
fur Jugend, Soziales, Integration und Teilhabe als zuséatzliches beratendes Mit-
glied teilzunehmen. Des Weiteren sollen sie die Moéglichkeit haben, wenn nétig,
eine Vertretung zu entsenden.” (Anlage l1a)

,In der Stadt und in den Stadtteilen sind mindestens 80 % an Krippenplatzen fir
Kinder von 1-bis 3- Jahren vorzuhalten.

Wir beantragen im Rahmen einer Zusammenarbeit zwischen der Verwaltung und
den bestehenden Kindertagesstatten genidgend Krippenplatze schnell, unbiirokra-
tisch und auch langfristig zur Verfigung zu stellen.” (Anlage 1b)

,Die Verwaltung wird beauftragt, fur barrierefreie Zugange in allen stadtischen
Gebéauden zu sorgen. Jedes Gebaude soll Uber mindestens einen barrierefreien
Zugang/Ausgang verfligen. Elektronische Turoffner, Fahrstiihle, ebenerdige Tiir-
schwellen, ggf. Rampen sind dabei genauso bedeutsam, wie Orientierungshilfen
fir Sehbehinderte und Informationen in leichter Sprache, um sich gut in 6ffentli-
chen Raumen zurechtfinden zu kénnen. Die Verwaltung soll prifen, ob sie For-
dermittel im Rahmen der Maflnahmen zur Inklusion generieren kann.“ (Anlage
1c)

~Wir beantragen im Rahmen einer Zusammenarbeit zwischen der Verwaltung
(kommunale Gleichstellungsbeauftragte) und der Frauenberatungsstelle Neustadt
a. Rbge. eine Wohnraumbdrse fur Opfer von hauslicher Gewalt in Neustadt a.
Rbge. zu schaffen, damit den Gewaltopfern schnell, unburokratisch und auch
langfristig durch eine eigene Wohnung ein Wiedereinstieg in die Gesellschaft und
ein gewaltfreies Leben garantiert werden kann.“ (Anlage 1d)

,Die SPD- Fraktion stellt den Antrag auf Einrichtung eines Jugendparlaments.®
(Anlage le)
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a)

b)

4.

Einwohnerfragestunde gemaR § 62 Absatz 1 des Niederséachsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes

Der Ortsburgermeister Herr Michael Homann berichtet, dass im Sommer 2021 Uber
ein Investorenmodell fir die KITA Eilvese gesprochen wurde, ihm bisher jedoch kein
Ergebnis und auch kein aktueller Sachstand bekannt sei. Aul3erdem fragt er, wie die
weitere Vorgehensweise aussieht.

Herr Schillack gibt an, dass er sich mit Herrn Schiitte in Verbindung setzen werde um
Informationen einzuholen.

Die Einwohnerin Frau Ricarda Weitzel aus Eilvese berichtet, dass sie ihr Kind in der
Kindertagesstatte Auenland anmelden musste, da in der KTIA Eilvese kein Krippen-
platz zur Verfigung stand. Sie kritisiert den Personalmangel und hohen Kranken-
stand. lhre Frage an die Verwaltung lautet, wie die Personalsituation kurzfristig ver-
bessert werden soll, da eine langfristige Verbesserung keine Ldsung fur derzeitige
Problem sei. Au3erdem fragt sie, wie das Personal nach Neustadt geholt werden soll
und wie gewahrleistet werden kann, dass Familien einen KITA Platz vor Ort bekom-
men. Sie persdnlich misse eventuell ab August eine neue Einrichtung suchen, da ein
Wechsel von der Krippe in den Kindergarten in dieser Kindertagesstatte zur Zeit fur
ihr Kind nicht moglich sei.

Herr Schillack berichtet von der Idee, Springer zu aquirieren, welche in verschiede-
nen Einrichtungen eingesetzt werden soll. Er gibt jedoch zu verstehen, dass so kurz-
fristig keine Besserung in Sicht sei und nur langfristig nach Lésungen und Ideen ge-
sucht werden kann. Nicht nur die Stadt Neustadt ergreift Malinahmen zur Verbesse-
rung der Gesamtsituation in den KITAs, in dem zum Beispiel Gehélter fir Ausbildun-
gen gezahlt werden kdnnten. Auch andere Trager bemiihe sich darum. AbschlieRend
berichtet Herr Schillack von lber 80 Einstellungsverfahren im KITA-bereich und einer
geringen Fluktuation.

Anfragen

Frau Schlicker merkt an, dass der Punkt ,Anfragen” in zuklnftigen Ausschusssitzungen zu-
letzt bearbeitet wird.

a)

b)

Frau Czernetzki reagiert auf die Frage von Frau Weitzel und fragt, inwiefern die Ak-
quise neuer Bewerber und Bewerberinne Uber social media wie facebook und insta-
gram angenommen wird.

Herr Schillack antwortet, dass es schwierig ist zu eruieren, da bisher nicht erfragt
wurde, auf welchem Wege die Bewerber und Bewerberinnen auf die freien Stellen
aufmerksam geworden sind. Dies soll aber nachgeholt werden.

Frau lItrich bittet um Erklarung, warum der Personalnotstand bei Erziehern und Erzie-
herinnen nicht kurzfristig durch die Unterstitzung von Eltern, zum Beispiel als Zweit-
oder Drittkraft, aufgefangen wird. AuRerdem fragt sie, durch wen der Einsatz von El-
tern als Unterstiitzung organisiert wird.

Die Frage beantwortet Herr Schillack mit der Begriindung, dass es sich hierbei um
ein fragliches, rechtliches Thema handelt. In Einrichtungen mit 4 Gruppen ist das fur
2-3 Tage moglich. In seltenen Fallen wird auf darauf zurlckgegriffen, sofern die un-
terstitzenden Eltern kein Kind in der Einrichtung haben. Die Verwaltung tut alles,
damit die Kindergarten gedffnet bleiben.
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c)

Das Projekt der ,roten Bank® wird von Frau ltrich lobend erwahnt. Fur sie stellt sich al-
lerdings die Frage, warum solche Banke mit Stoffbezug und nicht wetterfest gebaut
werden, damit sie wetterunabhangig an den vorgegebenen Standorten stehen blei-
ben kdnnen.

Bei der besagten Bank handelt es sich um eine ganz besondere Bank, wie Frau Hei-
demann erklart. Es ist die erste in Neustadt aufgestellte Bank, welche zudem aus ge-
sponserten Materialien besteht. Sie soll zukinftig im Rathaus stehen. Neben dieser
Bank folgen weitere. So wird zum Beispiel eine Bank an der Schranke (Nienburger
Str. 31) und an der Leutnantwiese von der Firma Temps rot lackiert und nach der
Fertigstellung wieder installiert.

d) Wie Frau Itrich beobachten konnte, wurde das Bewegungsgerist in der KITA Eilvese

f)

)

umgestellt, da es aus der Vorrichtung gerissen war. Sie mdchte wissen, ob dies ge-
schah nachdem die Sanierungen wegen Feuchtigkeit erfolgten

Die Kirche als Betreiber hatte das Klettergeriist an einer Stelle befestigt, die baulich
nicht geeignet war, um ein solches Geriist dort anzubringen. Nun ist das Gerlst an
einer Stelle installiert, die einen verkehrssicheren Betrieb gewahrleistet.

Herr Rudolf stellt sich als neues Mitglied mit einer neuen Partei vor und gibt an, in
Bezug auf einige Themengebiet unsicher zu sein, in welchem Ausschuss diese richtig
platziert waren.

Seiner Auffassung nach beschéftigt sich der Ausschuss auch um Menschen mit be-
sonderen Schwierigkeiten. Eine diskriminierte Personengruppe fehlt ihm jedoch. Die
ungeimpften Menschen sind seit ca. 2 Jahren von einem starken Lockdown betroffen
und werden nahezu komplett vom 6ffentlichen Leben ausgeschlossen. Von der Pres-
se und der Politik werde hier kein Virus bekdmpft, sondern Menschen. Er fragt die
Verwaltung, warum Spaziergange polizeilich begleitet und Masken getragen werden
mussen. Zudem fordert Herr Rudolf, dass die betroffenen Menschen zuriick in die
Gesellschaft geholt werden.

Dass sich die Thematik eher dem ordnungsrechtlichen Bereich und nicht dem sozial-
rechtlichen zuordnen lasst, ist der Ausschuss nicht der richtige Rahmen fir diese
Fragestellung. AuRerdem erklart Frau Plein, dass die Verwaltung in rechtlicher Hin-
sicht keine Einflussmdglichkeiten hat, da es sich um Verordnungen handelt. Herr
Schillack verweist an die Kontaktbeamtin der Polizei Frau Pamela Hoffmann. Antwor-
ten zu den im Nachgang gestellten Fragen von Herrn Rudolf befinden sich in Anlage
2

Wahrend der Sitzung des Jugend- und Sozialausschusses wurde eine Prasentation
zur Personalsituation in den KITAs gezeigt. Frau Cortese fragt, ob diese Prasentation
dem Protokoll beigefuigt werden kann.

Die Prasentation befindet sich in Anlage 3.

Aus den Antworten zu TOP 4, Punkt b) ergeben sich fir Herrn Pieper die Fragen, wa-

rum der Einsatz von Eltern als Zweit- oder Drittkraft nur flr 2-3 Tage mdglich ist und
warum dies nur in groRen Einrichtungen erfolgen kann.
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Es wird von Herrn Schillack darauf hingewiesen, dass es bei der Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen immer ein erweitertes polizeiliches Fihrungszeugnis bedarf. AuRerdem be-
steht ein hoher Qualitdtsanspruch, da es sich bei der Arbeit in der frihkindlichen Bildung
um den Elementarbereich im deutschen Bildungssystems handelt. Deshalb und weil sich
die rechtlichen Vorgaben nochmal verscharft haben, wird nur in absoluten Ausnahmen
auf die Moglichkeit zuriickgegriffen.
Der Paragraph mit angesprochenen Anderungen ist dem Protokoll in Anlage 4 beigefligt.
h) Zu Beginn der Sitzung wies Frau Baroke auf die Fehlinformation durch die HAZ hin.
Herr Pieper macht den Vorschlag, die Richtigstellung der Information in Form einer
Randnotiz in der Zeitung abdrucken zu lassen.

Antwort der Verwaltung:

,Da die Aussagen von Herrn Herbst keine direkte Auswirkung auf die Blirgerinnen
und Biirger haben, die mit notwendigen Anderungen der Verhaltensweise einherge-
hen, wird auf eine explizite Gegendarstellung verzichtet.”

5. Beteiligung der Ortsrate; Stellungnahmen der Verwaltung zu den 2021/217/1
Vorschlagen der Ortsréate fiir den Haushalt 2022

Frau Luft fragt an, wo sich der Beschluss des Ortsrates Helstorf wiederfindet, dass Pla-
nungskosten fiir den Schulbau eingestellt sind.

Frau Plein liest den den Text der Stellungnahme aus Anlage 1, Ifd. Nr. 11 vor und teilt mit,
dass im Falle eines entsprechenden Ratsbeschlusses selbstverstandlich Planungskosten
eingestellt werden.

6. 2. Bericht Uber die Entwicklung der Haushaltsdaten 2021 (Sach- 2021/277
stand: Oktober 2021)

Zu der Vorlage 2021/277, Anlage 6, Ifd. Nr. 41 erfragt Frau Brickner, warum das Wort ,kann*
im letzten Satz der Stellungnahme steht.

Antwort der Verwaltung:

Es handelt sich hierbei um eine kann-Formulierung, weil die Rahmenbedingungen fur den
bezahlbaren Wohnraum nicht bei jeder Bauleitplanung fir Wohnraumzwecke zutrifft. Es
miissen auch die stadtebaulichen Rahmenbedingungen wie soziale Infrastrukturen, OPNV -
Anschluss, GréRe des Plangebietes stimmen. Also das Plangebiet muss geeignet sein, da-
mit ein entsprechender Vertrag abgeschlossen werden kann. Erst dann macht der Ab-
schluss eines entsprechenden stadtebaulichen Vertrages auf Basis eines politischen Be-
schlusses Sinn. Beispiel: bei 5 Bauplatzen in Esperke wére es eher nicht erforderlich, bei 25
Bauplatzen in Helstorf aber schon

7. 2. Anderungssatzung der Satzung fiir den Integrationsbeirat der 2021/297
Stadt Neustadt am Riibenberge

a) In der 2. Satzungsanderung ist dem Verstandnis von Frau Strecker nach angegeben,
dass die Mitglieder des Integrationsbeirates durch einen Ausschuss benannt werden.
Sie fragt nach, in welchem Ausschuss dies geschieht.
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Das neue Verfahren sieht vor, dass der Ausschuss fir Jugend, Soziales, Integration
und Teilhabe potentielle Mitglieder und Mitgliederinnen aus den Bewerbung vor-
schlagt, der Rat dartber entscheidet und die Personen benennt, erklart Frau Heide-
mann.

b) Frau Brickner merkt an, dass die Bezeichnung ,Integrationsbeirat® zu Irritationen fih-
ren kann, denn nach ihrem Verstéandnis, werden so neben den Menschen mit Migra-
tionshintergrund auch Menschen mit Beeintrachtigungen angesprochen. Da in der
Satzung jedoch nur die Menschen mit Migrationshintergrund erwahnt werden, misste
es ,Migrationsbeirat® heil3en.

Frau Siedow mochte sich dazu auf3ern. Per Satzung hat die Behindertenbeauftrage
das Recht Empfehlungen und Stellungnahmen in den Ausschuss einzubringen und
auflert sich wie folgt: Integration bezeichnet den Prozess, einzelne Individuen in eine
Gruppe zu integrieren. Inklusion beschreibt dagegen, dass viele individuelle Men-
schen in einer Gruppe aufgehen, ohne dass dabei unterschiedliche Gruppen erkenn-
bar sind. Frau Siedow erklart, dass Menschen mit Behinderung inkludiert und nicht in-
tegriert werden wohin gegen gefliichtete Menschen eher integriert werden. Ihrem
Verstandnis nach bedarf es einer genauen Definition von Integration und Migration
Von Frau Briickner geht die Bitte ein, dass dieser Punkt nochmal Uberdacht wird.

Der Rat der Stadt Neustadt a. Rbge. beschlieRt die 2. Anderungssatzung der Integrationsbei-
ratssatzung der Stadt Neustadt a. Rbge. vom 10.12.2015 in der beigefligten Fassung.

Mit einem Dank an die Anwesenden schliel3t Frau Schlicker die Sitzung um 19:20Uhr.

Christina Schlicker R. Luzie Flegel
Ausschussvorsitzender Protokollfihrer/-in

Neustadt a. Rbge., 20.01.2022
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SPD-Fraktion im Rat
der Stadt Neustadt am Riibenberge

Fraktionsvorsitzender
Harald Baumann

Datum: 30.12.2021

Herrn Biirgermeister Dominic Herbst, Stadt Neustadt a. Rbge
An die Mitglieder des Rates der Stadt Neustadt a. Rbge.

Antrag:

Die SPD beantragt, den Behindertenbeauftragten zu ermoglichen, im Ausschuss fur
Jugend, Soziales, Integration und Teilhabe als zusatzliches beratendes Mitglied
teilzunehmen. Des Weiteren sollen sie die Moglichkeit haben, wenn nétig, eine
Vertretung zu entsenden.

Begrindung:

Der Ausschuss flr Integration und Teilhabe wurde im Jugend- und Sozialausschuss
integriert. Dadurch entfielen die beratenden Mitglieder dieses Ausschusses. Die
Behindertenbeauftragten haben seitdem keine Mdéglichkeit mehr, ihr Fachwissen in
die Ausschusse weiterzugeben und selbst Informationen fur ihren Bereich zu
erhalten.

Um eine gute Ausschussmitarbeit auch im Bereich der Integration und Teilhabe zu
gewahrleisten, ist es notwendig, eine parteiunabhangige Fachberatung fir den
Ausschuss vorzuhalten.

Harald Baumann
Fraktionssprecher SPD-Fraktion

30.12.2021 Antrag Behindertenbeauftragte



SPD-Fraktion im Rat
der Stadt Neustadt am Rubenberge

Fraktionsvorsitzender
Harald Baumann

Datum: 10.12.2021

Herrn Biirgermeister Dominic Herbst, Stadt Neustadt a. Rbge
An die Mitglieder des Rates der Stadt Neustadt a. Rbge.

Antrag: Ausbau von Krippenpléitzen fiir alle

In der Stadt und in den Stadtteilen sind mindestens 80 % an Krippenpldtzen fiir Kinder
von 1-bis 3- Jahren vorzuhalten.

Begriindung:

Kinderkrippen sind Einrichtungen fiir Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr. Es
besteht ein Rechtsanspruch fiir Kinder ab einem Jahr (seit 01.08.2013 Kif6G) auf Be-
treuung durch eine Kindertageseinrichtung oder durch eine Tagesmutter. Im Moment
gibt es 1.341 Kleinkinder in Neustadt a. Rbge. und es stehen nur fiir nur 491 Kindern
Krippenplitze zur Verfiigung..

Viele Eltern miissen heute aus verschiedenen Griinden zuriick in die Berufstétigkeit und
wollen ihre Kleinkinder gut betreut wissen.

Wir beantragen im Rahmen einer Zusammenarbeit zwischen der Verwaltung und den
bestehenden Kindertagesstitten geniigend Krippenpldtze schnell, unbiirokratisch und
auch langfristig zur Verfiigung zu stellen.

Harald Baumann
Fraktionssprecher SPD-Fraktion

Antrag Krippenplitze



SPD-Fraktion im Rat
der Stadt Neustadt am Rubenberge

Fraktionsvorsitzender
Harald Baumann

Datum: 04.12.2021

Herrn Biirgermeister Dominic Herbst, Stadt Neustadt a. Rbge
An die Mitglieder des Rates der Stadt Neustadt a. Rbge.

Antrag:

Die Verwaltung wird beauftragt fiir barrierefreie Zugénge in allen stadtischen Gebauden
Zu sorgen.

Jedes Gebéude soll iiber mindestens einen barrierefreien Zugang/Ausgang verfiigen.
Elektronische Tiir6ffner, Fahrstiihle, ebenerdige Tiirschwellen, ggf. Rampen sind dabei
genauso bedeutsam, wie Orientierungshilfen fiir Sehbehinderte und Informationen in
leichter Sprache, um sich gut in 6ffentlichen Rdumen zurechtfinden zu kénnen.

Die Verwaltung soll priifen, ob sie Fordermittel im Rahmen der Mafinahmen zur
Inklusion generieren kann.

Begriindung:

Die UN-Behindertenkonvention fordert, dass Menschen mit Behinderungen
gleichberechtigte Zuginge zu allen Lebensbereichen erhalten.

Menschen mit Beeintrachtigungen sollten nicht um Hilfe bitten miissen. Sie sollen die
Moglichkeit haben sich selbstdndig in allen 6ffentlichen Gebduden bewegen zu kénnen.
In den 6ffentlichen stidtischen Gebduden ist dies nur bedingt oder gar nicht moglich.
Als Beispiele konnen das Stadtmuseum, die Mensa der KGS, die Sporthalle
Bunsenstrafle, die Fliichtlingsunterkunft und das Feuerwehrzentrum genannt werden
(Erlauterungen hierzu siehe in der Anlage 2).

Harald Baumann
Fraktionssprecher SPD-Fraktion

Anlagen:
Barrierefreiheit/UN-Behindertenkonvention
Beispiele zur fehlenden Barrierefreiheit in NRU

04.12.2021 Antrag barrierefreie Zugénge zu stadtischen Gebduden



Anlage 1:

Barrierefreiheit | UN-Behindertenrechtskonvention

Artikel 21 der UN-Behindertenrechtskonvention erkennt u.a. das Recht von be-
hinderten Menschen an, sich Informationen und Gedankengut frei zu beschaf-
fen, zu empfangen und weiterzugeben. In ihrem Artikel 9 Absatz 1 verpflichtet
die UN-Behindertenrechtskonvention ihre Unterzeichnerstaaten, geeignete
Malnahmen zu treffen, um fur Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt
mit anderen den Zugang

o zur physischen Umwelt,
o zu Transportmitteln,

« zu Information und Kommunikation, einschliel3lich Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien und Systemen,

« sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Offentlichkeit in
stadtischen und landlichen Gebieten offenstehen oder flr sie bereitge-
stellt werden,

zu gewabhrleisten.

Grundlage fur eine gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen ist damit eine moglichst umfassend barrierefrei gestaltete
Umwelt. Die Herstellung umfassender Barrierefreiheit bildet im deutschen
Bundesrecht das Kernstlck des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG).

Barrierefreiheit | UN-Behindertenrechtskonvention



Anlage 2:
Beispiele zu Fehlender Barrierefreiheit in Neustadt am Riibenberge

zusammengestellt von Frau Siedow (Behindertenbeauftragte)

Sporthalle Bunsenstrale

Die Gymnastikhalle und Zuschauertribiine sind nur iiber eine Treppe erreichbar. Die grof3e
Sporthalle ist nur iiber den Notausgang schwellenlos erreichbar.

Fiir Besucher von Veranstaltungen steht keine behindertengerechte Toilette zur Verfiigung.

Mensa KGS

Bei Veranstaltungen kommen die Besucher iiber die Eingénge der Schule in die Flure und von
dort tiber Stufen in die Mensa. Nur auf Bitte konnen mobilititseingeschrinkte Personen durch
den Seiteneingang hereingelassen werden. Sowohl die Tiiren zur Schule, als auch der
Seiteneingang sind nur manuell zu 6ffnen.

Eine behindertengerechte Toilette im Gebdude steht nicht zur Verfiigung. Diese ist im
Musikpavillon untergebracht. Die Tiir ist verschlossen, man muss sich um einen Schliissel
bemiihen und die Tiir des Musikpavillons ldsst sich nur schwer 6ffnen.

Das Stadtmuseum ist nicht schwellenlos erreichbar. Die Ausstellungsrdume im Obergeschoss
sind nur iiber eine Treppe zu erreichen.

Feuerwehrzentrum

Die Eingangstiiren lassen sich nur schwer 6ffnen. Einen Tiiroffner gibt es nicht.

Fliichtlingsunterkunft Bunsenstrafle

Alle Wohneinheiten und der Gemeinschaftsraum sind nur iiber Stufen erreichbar. Eine
behindertengerechte Toilette im Bereich des Gemeinschaftsraumes gibt es nicht.

04.12.2021 Antrag barrierefreie Zugénge zu stadtischen Gebduden



Anlage 1 zum Antrag Wohnraumborse

Beispiele zu Finanzierungsmoglichkeiten:

Wenn Frauen Leistungen vom Jobcenter oder Sozialamt beziehen, werden die
Kosten fur die Unterkunft im Frauenhaus oder in Wohnungen, die als
Zwischenldsung zur Verfigung stehen kénnen, von den entsprechenden
Institutionen Gbernommen.

Es kdnnen Kostenregelung getroffen werden, die von jeder Frau entsprechend ihrer
finanziellen Situation getragen werden kann.

Z.B.
e Konnen berufstatige Frauen als Selbstzahlerinnen gelten
e Familien, die von ALG II, Grundsicherung oder anderen Sozialleistungen
leben, kdnnen die Raumnutzungskosten Uber das Jobcenter abtreten.

Falls die Frauen noch keinen Antrag auf Unterstitzung gestellt haben, da sie vorher
vom Einkommen ihres Mannes gelebt haben, kann dieser Antrag auch zeitnah
nachgeholt werden. Die Mitarbeiter*innen der jeweiligen Frauenberatungsstelle
helfen dabei.

Diese Regelungen gilt es in den avisierten Gesprachsrunden zu finden.



SPD-Fraktion im Rat
der Stadt Neustadt am Rubenberge

Fraktionsvorsitzender
Harald Baumann

Datum: 11.12.2021

Herrn Blirgermeister Dominic Herbst, Stadt Neustadt a. Rbge
An die Mitglieder des Rates der Stadt Neustadt a. Rbge.

Antrag:

Wir beantragen die Schaffung einer Wohnraumbdorse flir Opfer von hauslicher Gewalt

Begrindung:
Jede vierte Frau erlebt statistisch gesehen in ihrem Leben hdusliche Gewalt.
Dazu regelt das Gewaltschutzgesetz folgendes:

Nach § 2 GewSchG existiert ein gesetzlicher Anspruch fir eine Zuweisung der Wohnung. Im Fall einer
vorsatzlichen und widerrechtlichen Verletzung von Kérper, Gesundheit oder Freiheit sowie unter
bestimmten Voraussetzungen in Fall einer Drohung mit einer solchen Verletzung kann das Gericht der
Verletzen die Wohnung zuweisen.

Zurzeit fordert das Land Niedersachsen 43 Frauenhduser, 46 Gewaltberatungsstellen und drei
M&dchenh&user. Damit stellt das Land ein breites Netz an Zuflucht und Beratung fir misshandelte
Frauen und ihre Kinder zur Verfigung.

Frauenhauser bieten Opfern hauslicher Gewalt rund um die Uhr Aufnahme und Schutz.

Frauenhauser sind jedoch nur fir den Ubergang konzipiert. Meistens hat die Frau mit ihren Kindern
ein kleines Zimmer, es ist eng, es sind sehr viele Frauen und traumatisierte Kinder da. Es ist der
Wunsch der Frauen, so schnell wie moglich ein stabiles Umfeld flr sich und ihre Kinder zu

bekommen, sich etwas Neues aufzubauen.

Doch die Beratungsstellen beklagen, dass es zu wenig Schutzplatze nach dem Aufenthalt im
Frauenhaus gibt.

Ferner ist es den Frauen auch freigestellt, ob diese lberhaupt in einem Frauenhaus untergebracht
werden wollen. Oftmals wird lediglich eine freie Wohnung zu Ubergangszwecken bendtigt, bis eine
passende Wohnung gefunden wird.

Hier setzt unser Antrag an.

Wir beantragen im Rahmen einer Zusammenarbeit zwischen der Verwaltung (kommunale
Gleichstellungsbeauftragte) und der Frauenberatungsstelle Neustadt a. Rbge. eine Wohnraumboérse
fir Opfer von hauslicher Gewalt in Neustadt a. Rbge. zu schaffen, damit den Gewaltopfern schnell,
unburokratisch und auch langfristig durch eine eigene Wohnung ein Wiedereinstieg in die Gesellschaft
und ein gewaltfreies Leben garantiert werden kann.

Harald Baumann
Fraktionssprecher SPD-Fraktion



SPD-Fraktion im Rat
der Stadt Neustadt am Rubenberge

Fraktionsvorsitzender
Harald Baumann

Datum: 01.12.2021

Herrn Blirgermeister Dominic Herbst, Stadt Neustadt a. Rbge
An die Mitglieder des Rates der Stadt Neustadt a. Rbge.

Antrag:
Die SPD- Fraktion stellt den Antrag auf Einrichtung eines Jugendparlaments.

Begriundung:

Mit der Bildung eines Jugendparlaments soll der Politikverdrossenheit der jungen Generation
entgegengewirkt werden.

Jugendliche sollen frih mit demokratischen Spielregeln vertraut gemacht werden und
kénnen Kommunalpolitik durch praktische Arbeit erleben. Sie erfahren, dass auch sie eine
Stimme in der Gesellschaft haben, die gehort wird und somit ihre Heimatstadt mitgestalten
koénnen.

Harald Baumann
Fraktionssprecher SPD-Fraktion



Archiviert: Montag, 17. Januar 2022 13:52:23

Von:

An:

Ce:

Betreff: AW: Ausschuss filir Jugend, Soziales, Integration und Teilhabe am 06.01.2021 - GoToMeeting
Vertraulichkeit: Normal

Anhang:

20220103 Allgemeinverfligung Versammlungsrecht. docxf

Sehr geehrter Herr Rudolf,
vielen Dank fiir die von |hnen (ibersandten Fragestellungen.

Hinsichtlich der von Ihnen gestellten Fragen erhalten Sie beigefligt die zzt. gliltige und veroffentlichte Allgemeinverfliigung
der Stadt Neustadt a. Rbge. zur Kenntnis. Diese kdnnen Sie auch tber folgenden Link abrufen:

20220103-allgemeinverfuegung-versammiungsrecht.pdf (neustadt-a-rbge.de)

Diese Allgemeinverfigung begriindet das Tragen einen Mund-Nasen-Bedeckung bei den sog. ,Montagsspaziergangen”.
Dabei wird kein Unterschied gemacht, ob es sich um geimpfte, ungeimpfte oder genesende Teilnehmer handelt. Eine
Diskriminierung, wie von lhnen in der Sitzung geltend gemacht, vermag ich daher nicht zu erkennen. Sofern Zweifel an der
RechtmaRigkeit der Allgemeinverfliigung besteht, kann Klage vor dem Verwaltungsgericht Hannover erhoben werden.

An dieser Stelle mochte ich darauf hinweisen, dass einer Kommune, wie der Stadt Neustadt a. Rbge., insbesondere auf der
Grundlage des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes -NKomVG- bestimmte Aufgaben zugewiesen sind, daraus
aber fiir die Kommune keine Rechtssetzungsmoglichkeit im engeren Sinne resultiert. Gerade auch das Versammlungsrecht ist
unter diesen Aufgabenkatalog zu fassen.

Insofern darf ich Sie darauf hinweisen, dass die von Ihnen thematisierten Punkte eindeutigin der Politik zu verorten sind.
Die Stadt Neustadt a. Rbge. hat im Hinblick auf die Bestimmungen der Corona Verordnung keine Moglichkeit der Anderung,
da dies schlicht nicht Aufgabe der Kommunalverwaltung ist.

Sollten Sie noch Riickfragen haben, stehe ich Ihnen gern zur Verfligung.

Von: kay.rudolfl@diebasis-ni.de <kay.rudolfl@diebasis-ni.de>

Gesendet: Montag, 10. Januar 2022 10:10

An: Ratsbiiro, Das <ratsbuero@neustadt-a-rbge.de>

Betreff: Re: Ausschuss fiir Jugend, Soziales, Integration und Teihabe am 06.01.2021 - GoToMeeting

WARNUNG: Diese E-Mail kam von auBerhalb der Organisation. Klicken Sie nicht auf Links oder 6flnen Sie keine Anhénge, es
sei denn, Sie kennen den Absender und wissen, dass der Inhalt sicher ist.

Sehr geehrte Damen und Herren,


https://www.neustadt-a-rbge.de/rathaus/bekanntmachungen/ortsuebliche-bekanntmachungen-10-abs-3-hauptsatzung/sonstige/20220103-allgemeinverfuegung-versammlungsrecht.pdf?cid=12c1
mailto:kay.rudolf@diebasis-ni.de
mailto:kay.rudolf@diebasis-ni.de
mailto:ratsbuero@neustadt-a-rbge.de

Allgemeinverfügung der Stadt Neustadt am Rübenberge über die Pflicht zum Tragen von Mund-Nasen-Bedeckungen für Teilnehmende bei Versammlungen i.S.v. Art. 8 Grundgesetz

[bookmark: Ihr_Zeichen]



Die Stadt Neustadt am Rübenberge erlässt als zuständige Versammlungsbehörde für das Gebiet der Stadt Neustadt am Rübenberge gem. § 8 Abs. 1 Niedersächsisches Versammlungsgesetz (NVersG) vom 07. Oktober 2010, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.05.2019 (Nds. GVBl. S. 88) in Verbindung mit § 7c Niedersächsische Verordnung über infektionspräventive Schutzmaßnahmen zur Eindämmung des Coronavirus SARS-CoV-2 und dessen Varianten vom 23.11.2021 (Nds. GVBl. S. 770) in der derzeit geltenden Fassung (Niedersächsische Corona-Verordnung) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) und § 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgende 



Allgemeinverfügung: 



1. Die Teilnehmenden, Leitenden sowie Ordnerinnen und Ordner bei Versammlungen unter freiem Himmel i.S.v. Art. 8 Grundgesetz (GG) auf dem Gebiet der Stadt Neustadt am Rübenberge sind verpflichtet, eine Atemschutzmaske mindestens des Schutzniveaus FFP2, KN 95 oder eines gleichwertigen Schutzniveaus zu tragen. Dies gilt auch bei nicht angezeigten Versammlungen im Sinne des § 2 NVersG.



Hiervon ausgenommen sind Personen, denen aufgrund von Vorerkrankungen, wegen des höheren Atemwiderstands, das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht zumutbar ist. Dies ist gegenüber polizeilichen Einsatzkräften vor Ort auf Verlangen durch ein ärztliches Attest oder eine vergleichbare amtliche Bescheinigung glaubhaft zu machen. Ebenfalls ausgenommen sind Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres.



Kinder zwischen dem vollendeten 6. Lebensjahr und dem vollendeten 14. Lebensjahr dürfen anstelle einer medizinischen Maske eine beliebige andere geeignete textile oder textilähnliche Barriere, die aufgrund ihrer Beschaffenheit eine Ausbreitung von übertragungsfähigen Tröpfchenpartikeln durch Husten, Niesen und Aussprache verringert, unabhängig von einer Kennzeichnung oder zertifizierten Schutzkategorie, als Mund-Nasen-Bedeckung tragen

.

2. Die sofortige Vollziehung von Nr. 1 wird angeordnet.



3. Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgt über die Internetseite www.neustadt-a-rbge.de/rathaus/bekanntmachungen/. Die Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Bekanntmachung als bekanntgegeben und tritt am 06.01.2022 in Kraft. Sie gilt bis zum Ablauf des 15. Januar 2022, eine Verlängerung bleibt vorbehalten.















Begründung:



Zu Nr. 1:



Rechtsgrundlage für die getroffenen Maßnahmen ist § 8 Abs. 1 NVersG. Danach kann die zuständige Behörde eine Versammlung unter freiem Himmel beschränken, um eine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren.



Die Regelung ist als Allgemeinverfügung nach § 35 S. 2 VwVfG zu treffen, da Versammlungen mit verschiedenen Veranstaltern im Gebiet der Stadt Neustadt am Rübenberge stattfinden. Neben fristgerecht angezeigten Versammlungen finden in letzter Zeit vermehrt nicht angezeigte Versammlungen sowie Eil- und Spontanversammlungen statt. Bei diesen kann die Versammlungsbehörde den Infektionsschutz nicht in einem Kooperationsgespräch thematisieren und möglichst auf dieser Basis sicherstellen. Um dennoch in der aktuellen Infektionslage ein Mindestmaß an Infektionsschutz bei allen Versammlungen zu regeln, ergeht diese Allgemeinverfügung.



Öffentliche Sicherheit im Sinne des § 8 Abs. 1 NVersG umfasst den Schutz zentraler Rechtsgüter wie Leben, Gesundheit, Freiheit, Ehre, Eigentum und Vermögen des Einzelnen sowie die Unversehrtheit der Rechtsordnung und der staatlichen Einrichtungen.

Dabei kann sich eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit auch aus anderweitigen gravierenden Gefahren für hochrangige Schutzgüter wie Leib und Leben (Art. 2 Abs. 2 GG) oder die Aufrechterhaltung des öffentlichen Gesundheitssystems im Falle einer Pandemie durch ein hochansteckendes Virus mit einer hohen Anzahl schwerer Erkrankungsverläufe ergeben (OVG Lüneburg, Beschluss vom 26. Juni 2020 – 11 ME 139/20 –, juris, Rn. 17).



Eine unmittelbare Gefährdung setzt eine konkrete Sachlage voraus, die bei ungehindertem Geschehensablauf mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einem Schaden für die der Versammlungsfreiheit gegenüberstehenden Rechtsgüter führt. Zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Allgemeinverfügung liegen erkennbare Umstände vor, dass eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Hierfür liegen nachweisbare Tatsachen als Grundlage der Gefahrenprognose vor. Nach § 7c der Nds. Corona-Verordnung hat die Veranstalterin oder der Veranstalter einer Versammlung unter freiem Himmel nach Artikel 8 des Grundgesetzes durch geeignete Maßnahmen den Schutz vor Infektionen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 sicherzustellen. Die zuständige Versammlungsbehörde kann zum Schutz vor Infektionen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 die Versammlung auf der Grundlage des Niedersächsischen Versammlungs-gesetzes beschränken.



Das Robert Koch-Institut hat seine Risikobewertung bezüglich COVID-19 am 21.12.2021 angepasst. Es schätzt die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland insgesamt als sehr hoch ein. Ursächlich hierfür ist das Auftreten und die rasante Verbreitung der Omikronvariante, die sich nach derzeitigem Kenntnisstand deutlich schneller und effektiver verbreitet als die bisherigen Virusvarianten. Dadurch kann es zu einer schlagartigen Erhöhung der Infektionsfälle und einer schnellen Überlastung des Gesundheitssystems und ggf. weiterer Versorgungsbereiche kommen. https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikobewertung.html

(zuletzt abgerufen 03.01.2022)



In ganz Niedersachsen besteht derzeit die konkrete Gefahr der epidemischen Ausbreitung von COVID 19 (Feststellungsbeschluss des Niedersächsischen Landtages vom 07.12.2021, vgl. LT-Drs’en 18/10306 u. 18/10329. Auch in der Region Hannover ist nunmehr bereits die als noch ansteckender geltende Omikron-Variante aufgetreten (https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/Omikron-Erster-Fall-in-Region-Hannover-bestaetigt,aktuellhannover9934.html) 



Auch die anderen Warnfaktoren der Nds. Corona-Verordnung steigen wieder an. Aufgrund der zu erwartenden Infektionsdynamik, insbesondere aufgrund der sich derzeit stark verbreitenden Virusmutation Omikron ist zu verhindern, dass diese landesweite Hospitalisierungsrate sowie die prozentuale Intensivbettenbelegung sowie die vorgenannten Inzidenzwerte in den nächsten Tagen, noch vor dem durch die Omikronvariante zu erwartenden Effekt, ansteigen werden.  



In der Zeit vom 24.12.2021 bis zum Ablauf des 15.01.2022 gilt in ganz Niedersachsen die sog. Weihnachts- und Neujahrsruhe und damit Warnstufe 3. Damit sind einige zusätzliche Kontaktbeschränkungen verbunden. Ziel ist es, möglichst viele Menschen in Niedersachsen noch mit einer Auffrischungsimpfung zu versorgen, bevor die Omikron-Variante sich in Niedersachsen verbreitet. Denn es ist nach bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnissen mit einer erhöhten Reproduktionsgeschwindigkeit der Omikron-Variante zu rechnen.



Auch bei Versammlungen ist zwar der Mindestabstand von 1,5 m einzuhalten (§ 1 Abs. 2 der Nds. Corona-Verordnung). Versammlungen sind aber in aller Regel durch einen dynamischen Ablauf gekennzeichnet, so dass der Mindestabstand nicht konsequent einzuhalten und sicherzustellen ist. Denn nicht nur während der Versammlung kommt es zu Kontakten zwischen den Teilnehmenden, auch vor Beginn und nach dem Ende kommt es teilweise zu Berührungen untereinander, aber auch zu anderen Personen. Insbesondere bei sich fortbewegenden Versammlungen können die Teilnehmenden die zum Infektionsschutz erforderlichen Abstände nicht konsequent einhalten. Aufgrund des individuellen Gehtempos und der Entwicklung des Versammlungsverlaufs kommt es zu Stockungen, Beschleunigungen und Verschiebungen.



Doch auch bei ortsfesten Versammlungen stehen die Teilnehmenden in Kontakt zueinander und bewegen sich in der Menge, so dass die Mindestabstände nicht dauerhaft eingehalten werden können. Hinzu kommt, dass der Zweck der Versammlung, die gemeinsame Meinungskundgabe, durch Unterhaltungen und gemeinsames Rufen ein erhöhtes Risiko für Tröpfcheninfektionen mit sich bringt.



Es besteht daher das Risiko, dass sich auf Versammlungen eine erhebliche Anzahl von Personen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 ansteckt und in der Folge das Gesundheitssystem belastet. Auch bei Versammlungen unter freiem Himmel besteht ein Infektionsrisiko, da viele Menschen auf engem Raum aufeinandertreffen und die Mindestabstände nicht einhalten. Dies zeigen auch die Erfahrungen der Versammlungsbehörde in den letzten Wochen.



Ziel der hier verfügten Maßnahme ist es, im Interesse des Schutzes von Leben und Gesundheit eines und einer jeden die Bevölkerung vor der Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus zu schützen, die Verbreitung der Krankheit COVID-19 zu verhindern bzw. zu verlangsamen und eine Überlastung des Gesundheitssystems infolge eines ungebremsten Anstiegs der Zahl von Ansteckungen, Krankheits- und Todesfällen zu vermeiden.



Die Maskenpflicht ist geeignet, diesem Zweck zu fördern. Das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung im öffentlichen Raum wird vom RKI empfohlen, insbesondere, wenn das Abstandsgebot nicht oder nur schwer eingehalten werden kann. (Robert Koch-Institut, Epidemiologisches Bulletin 19/2020, 17.05.2020, S. 3 ff.) 

(https://www.rki.de/DE/Content/Infekt/EpidBull/Archiv/2020/Ausgaben/19_20.pdf?__blob=publicationFile .zuletzt abgerufen am 03.01.2022)



FFP2-Masken bieten nach aktuellen Studien einen besonders hohen Schutz, der aufgrund der prognostizierten Entwicklung der Pandemie ergriffen werden soll. (Max-Planck-Gesellschaft: So gut schützen Masken, 02.12.2021 https://www.mpg.de/17915640/corona-risiko-maske-schutz , zuletzt abgerufen am 03.01.2022).



Die Maskenpflicht ist erforderlich. Eine Maßnahme ist erforderlich, wenn es kein gleich effektives, für den Adressaten weniger belastendes Mittel gibt, das Ziel zu fördern. Ein solches Mittel ist nicht ersichtlich. Insbesondere ist der Verweis auf die einzuhaltenden Mindestabstände nicht ausreichend. Denn die Einhaltung der Maskenpflicht kann anders als der Mindestabstand während der gesamten Versammlung konsequent eingehalten werden, so dass alle Beteiligten geschützt sind. Gegenüber Verboten von Versammlungen oder Begrenzungen auf ortsfeste Versammlungen stellt die Maskenpflicht das mildere Mittel dar. Ernsthafte Gesundheitsgefahren sind nach dem Stand der Wissenschaft durch das (kurzzeitige) Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung fernliegend (vgl. ausführlich OVG NRW, Beschl. v. 9.3.2021 - 13 B 266/21.NE -, juris Rn. 53 ff.).



Schließlich ist die Anordnung einer Maskenpflicht auch angemessen. Der mit ihr erzielte Erfolg steht nicht außer Verhältnis zu den für die Adressaten verursachten Nachteilen. Die körperliche Unversehrtheit nach Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG der Versammlungsteilnehmenden, etwaiger Gegendemonstranten, von Passantinnen und Passanten, der eingesetzten Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten sowie die Funktionsfähigkeit des Gesundheits-wesens wiegen schwerer als die Beschränkung der Versammlungsfreiheit. 



Eine Einschränkung der Meinungsäußerung geht mit dem Tragen einer Maske nicht einher. Auch mit Maske können sich die Teilnehmenden untereinander unterhalten und gemeinsam artikulieren. Auch bei Reden schränkt das Tragen der Maske nicht ein. Im Zweifel können Mikrophone oder Megafone eingesetzt werden.



Für Kinder und gesundheitlich beeinträchtigte Personen sind Ausnahmen von der Maskenpflicht vorgesehen. 



Zu Nr. 2 



Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der vorstehend genannten und erläuterten Verfügung ist erforderlich, weil eine Klage gegen diese Verfügung gemäß § 80 VwGO grundsätzlich aufschiebende Wirkung hätte, sodass im Falle der Klageerhebung insbe-sondere nicht angezeigte Versammlung dennoch ohne die verfügten Beschränkungen durchgeführt werden könnte. Das aber würde zu der unmittelbaren Gefahr für die öffentliche Sicherheit führen, die vorstehend dargelegt worden ist. Nur durch die sofortige Vollziehbarkeit dieser Verfügung ist gesichert, dass die zu erwartende Störung für die öffentliche Sicherheit abgewehrt werden kann



Zu Nr. 3 



Die Stadt Neustadt am Rübenberge hat in Ziffer 3 den Zeitpunkt bestimmt, ab dem diese Allgemeinverfügung als bekanntgegeben gilt und damit wirksam wird (§ 1 NVwVfG in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG). Die Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Bekanntmachung als bekanntgegeben und tritt am 06.01.2022 in Kraft. Sie ist zunächst bis zum Ablauf des 15.01.2022 befristet, eine Verlängerung bleibt aber vorbehalten.



Rechtsbehelfsbelehrung: 



Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Hannover, Leonhardtstr. 15, 30175 Hannover, erhoben werden. 





Neustadt, den 05.01.2022



[bookmark: _GoBack]Der Bürgermeister

In Vertretung





Annette Plein







		








im JuSIT sind zwei Fragen von mir unbeantwortet geblieben und ich bitte um Nachreichung.

1. Worauf beruht sich Wissenschaftlich die in meinen Augen Géngelung der "Spazierginger" mit Maskenpflicht und {iberhaupt so
massive Polizeibegleitung...?

Masken im Freien sind wirklich nutzlos. Ich habe zumindest nie Gegenteiliges gehort, weder von Virologen noch von
Aerosolforschern usw.

2. Wie viele Menschen nehmen daran Teil und wie viele sympathisieren mit dieser Protestform. Ich kenne viele, die nicht
teilnehmen aus verschiedensten Griinden, aber die Ziele gutheiBen. Wenn die Impfrate stimmt (Bei offiziellen Daten im
Coronazusammenhang habe ich zumindest jedes Vertrauen in die Richtigkeit verloren) , halte ich 20-40% der Bevolkerung fiir
realistisch. Es kann nicht in unserem Sinne sein Politik gegen diesen Anteil der Bevolkerung zu machen.

Gibt es dazu Erkenntnisse, wird es angestrebt diese Erkenntnisse zu generieren?

Vielen Dank
Mit freundlichen Griilen Kay Rudolf






Es braucht ein ganzes Dorf,
um ein Kind grof3zuziehen.

Afrikanisches Sprichwort

Gemeinsames Lebens- und Lernhaus NEUSTADT AM RUBENBERGE



Zielsetzung, Wirkung und Qualitat

Ganzheitliches Lernen und
qualitativen  Bildunc
Primarbereich  durchg
Ferienbetreuung Eu erner Eltern

~erlebnisorien
ern, Lehrern und

Unterstutzung
Nachfrage zur
Verbesserung der

Ve 31t von Familie und Beruf

NEUSTADT AM RUBENBERGE



Ressourcenprinzip

Die Stadt Neustadt a. Rbge. w#t MUSS mit den jetzt
gegebenen Ressourcen die bestmdogliche Bildung und
Versorgung im Elementar- und Primarbereich erreichen.

Raum und Personal

Personalsituation NEUSTADT AM RUBENBERGE



Wie wird Erzieherpersonal finanziert?

Kindergartenkinder 55 % Land Niedersachsen
+ alle Steuerzahler der Stadt Neustadt

Erst- und Zweitkréafte in Krippengruppen 54 % Land Niedersachsen
+ Eltern ca. 16 %
+ alle Steuerzahler der Stadt Neustadt

Dritte Kraft in einer Krippengruppe mit 100 % Land Niedersachsen
Hortgruppen 20 % Land Niedersachsen

+ Eltern ca. 21 %
+ alle Steuerzahler der Stadt Neustadt

ABER! Nur Personal, das tatsachlich

Im Einsatz ist.

Personal Isituation NEUSTADT AM RUBENBERGE




Stellenbesetzung in den Kitas inkl.
Klchenpersonal

Alle Kitas inkl. Kiichenkrafte

, Fehlquote* 17 Prozent

12 8

[ e
VORHANDENE STELLEN (PRO BESETZTE STELLEN (KOPFE) GEPLANTE STELLEN FUR LANGFRISTIG KRANK
KOPF) ERW.BAUTEN HELSTORF +
MARDORF

NEUSTADT AM RUBENBERGE



Aktuelle Einschrankungen

a b ke

8.

KiTa Bordenau Hort: Regelbetrieb 01.11

Kita Hagen: Mehrfache Stellenausschreibungen
Stockendrebber: Absage Stellenbesetzung

Helstorf: GruppenschlieBung erfolglose Ausschreibungen

Dudensen: Kann nur betrieben werden mit dauerhaftem Einsatz
einer neuen Springerin

Schneeren: offen ist die Nachbesetzung einer Kollegin mit
Beschaftigungsverbot

Buren: Betrieb lauft weiter, weil eine MA aus einer anderen Kita
,ausgelienen* werden konnte

Poggenhagen: Interne Springer (Einschrankungen Hort)

NEUSTADT AM RUBENBERGE
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Anzahl Mitarbeitende

10
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jetzt-2025
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2026-2030

Renteneintritt

24

2031-2035

41

35

27

14

2036-2040 2041-2050 2051-2060 2061-2068

Zeitraume

Ausgehend von einem reguldaren Renteneintrittsalter treten wieviel Mitarbeitende
wann in den Ruhestand ein?

Altersentwicklung in stadtischen Kitas 11.08.2021
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Was wird getan?

- Optimiertes zeitliches Einstellungsverfahren

-  Werbekampagne Social Media

- Erh6éhung der Verfugungszeiten Uber dem gesetzlichen Standard
- Fachberatung

- Fortbildungen Integration/kollegiale Fallberatung

- Berufsbegleitende Ausbildung

- Einstellung Fachkrafte flr Erweiterungen ca. ein Jahr vorher

Direkte Akquise/Dauerausschreibung
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Was kommt?

Kooperation BBS Neustadt

- Bezahlung Praktikanten

- Berufsbegleitende Ausbildung Quereinsteiger SozA
- Berufsbegleitende Ausbildung Erzieher/-innen

- Neukonzeption ,Springer” max. 3 KiTas

- Vollzeiteinstellung Fachkrafte, mehr als der Dienstplan vorsieht

Organisation/Burokratie
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Was konnen wir gemeinsam tun?

Aufbau und Verstatigung Kichenkraftepool

- ,Sonstige Krafte* Pool

- Entwidrfe far Banner

- Elternbasierte Werbeaktion fir die jeweilige Kita

- Ganztagsschulen (Michael Ende Schule, Mandelsloh/Helstorf, Eilvese,
2023 Hagen)

- §45 SGB VIII Einrichtungen (Nachmittagsbetreuung Schneeren/Mardorf,
Mariensee, Mandelsloh/Helstorf, Eilvese, Neustadt (MES))

- Gesprache mit Landtagsabgeordnete zur Revisionsklausel KiTaG
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Weitere Ideen?
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Erster Stadtrat  Ansprechpartnerin: Frau Zech

Maic Schillack
Telefon: (0 50 32) 84-404

Telefax: (0 50 32) 84-430
Nienburger Straf3e 31 E-Mail: szech@neustadt-a-rbge.de
31535 Neustadt am Ribenberge




Niedersidchsisches Gesetz iiber Kindertagesstatten und Kindertagespflege
(NKiTaG)

Auszug

§11
Personelle Mindestausstattung in den Gruppen

(6) Im Fall einer unabweisbaren und unvorhersehbaren Abwesenheit einer Kraft nach Absatz 1, die
nicht durch eine andere Kraft nach Absatz 1 vertreten werden kann, kann fiir hochstens drei Tage je
Kalendermonat und Gruppe eine andere geeignete Person mit der Wahrnehmung von
Aufsichtspflichten betraut werden, wenn mindestens eine padagogische Fachkraft in dieser Gruppe
zeitgleich regelmaRig tatig ist. 2Satz 1 gilt fur die Krafte nach Absatz 2 entsprechend mit der
Maligabe, dass je Krippengruppe hochstens eine andere geeignete Person mit der Wahrnehmung der
Aufsichtspflichten betraut werden darf. 3Absatz 3 Satz 2 gilt flir die andere Person nach den Satzen 1
und 2 entsprechend. “Der Trager der Kindertagesstatte soll sich vor dem erstmaligen Einsatz und
danach in regelmaRigen Abstanden von der anderen Person nach den Satzen 1 und 2 ein erweitertes
Flihrungszeugnis nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. *Die Betrauung einer
anderen geeigneten Person mit der Wahrnehmung von Aufsichtspflichten nach Satz 1 ist nur in einer
Kindertagesstatte zuldssig, die mindestens zwei Kernzeitgruppen umfasst. ¢Der Trager der Einrichtung
hat die Feststellung der Eignung einer Person nach Satz 1 zu dokumentieren.
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